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Niemand ist für sich allein da. 


(Eine soziale Rechtsbetrachtung.) 


II. 

Mit diesem Nachwirken eines Daseins, nachdem 
es selber geendet, berühren wir diejenige Form des 
Daseins für andere, auf welcher die Sicherung und 
der Fortschritt unserer gesamten Kultur beruht. Der 
juristische Ausdruck dafür ist de Erbschaft. Die 
Idee des Erbrechts ist: Die Frucht meines Daseins 
endet nicht mit mir selbst, sie kommt einem andern 
zugute. Der Jurist kennt das Erbrecht nur, soweit 
es dass Vermögen zum (Gegenstande hat, Erb- 
schaft bedeutet für ihn nur den ökonomischen Nie- 
derschlag der Person, die Summe ihres Lebens in 
Talern und Groschen ausgedrückt; für den Histo- 
riker und Philosophen dagegen erstreckt sich der 
Begriff der Erbschaft so weit wie die menschliche 
Kultur. Erbgang ist die Bedingung jedes mensch- 
lichen Fortschritts, Erbgang im kulturhisterischen 
Sinn bedeutet: der Nachfolger arbeitet mit den Er- 
fahrungen, dem geistigen und ethischen Kapital sei- 
nes Vorgängers — die Geschichte ist das Erbrecht 
im Leben der Menschheit. 

So sind es also zwei Richtungen, nach denen 
das «Für-andere-sein» sich vollzieht: Die Wirkungen 
unseres Daseins auf die Mitwelt und auf die Nach- 
welt. 

Das Mass beider gibt uns den Masstab für den 
Wert des menschlichen Daseins, sowohl der Indivi- 
duen wie der Völker. Der Wertbegriff ist bekannt- 
lich ein relativer, er ist die Tauglichkeit eines Dinges 
für irgendeinen Zweck. In Anwendung auf das 
menschliche Leben bedeutet die Frage nach dem 
Wert: Was ist von demselben der Gesellschaft zu- 
gute gekommen? Danach bemisst sie den Wert der- 
selben. Ein Kriterium für den Wert, den sie ihm bei- 
legt, ist die Bekanntschaft des Namens.... So 


ist ein gefeierter Name ein Zeugnis nicht bloss dafür, 
dass iemand der Gesellschaft oder der Welt etwas 
geworden ist, sondern zugleich dafür, dass sie 


sich dessen bew usst geworden ist — es ist die An- 
erkennung ihrer Schuld durch Ausstellen einesWech- 
sels auf Anerkennung. Sein Wert beruht nicht auf 
der Ehre und Anerkennung, mit der er eingelöst wird, 
sondern auf der Sicherheit, die er seinem Träger 
gibt, dass sein Leben für die Menschheit nicht ver- 
loren gewesen ist. Die Gesellschaft untersucht dabei 
nicht, was ihn geleitet hat, ob Ehrgeiz, Ruhmsucht 
cder das Streben, der Menschheit zu nützen, sie hält 
sich lediglich an den Erfolg, nicht an das Motiv. Und 
sie tut wohl daran. Denn indem sie auch diejenigen 
krönt, denen es bloss um den Lohn zu tun war, den 
sie zahlt, versichert sie sich damit auch ihrer für ihre 
Zwecke; den Kranz, den sie ihnen’ reicht, kann ihnen 
nur derienige missgönnen, welcher dem Arbeiter den 
Lohn neidet. Die Lorbeeren fallen niemanden von 
selbst und unverdient in den Schoss, sie erfordern 
regelmässig den Einsatz des ganzen Lebens. 

Rud. von Ihering. 


Rückversütunsbesteuerung in Deutschland und 
in der Schweiz. 


Sch. In der «Konsumgenossenschaftlichen Rund- 
schau» wurde letzthin ein Entscheid der obersten 
deutschen Instanz in Steuersachen, des «Reichs- 
finanzhofs», abgedruckt, der auch die schweizeri- 
schen Konsumgenossenschafter interessieren dürfte, 
zeigt er doch in instruktiver Weise, wie bei gleichen 
wirtschaftlichen und kulturellen Grundlagen deutsche 
und schweizerische Steuerinstanzen zu direkt ent- 
zregengesetzten Entscheiden kommen können. Dass 
dabei vom genossenschaftlichen Standpunkt aus der 
Vergleich zugunsten der deutschen Instanzen 
ausfallen muss, ist nicht unsere Schuld. Dagegen ge- 
reicht uns der Entscheid insofern zur Befriedigung, 
als das, was wir in unzähligen Eingaben an kanto- 
nale Regierungen, gesetzgebende Behörden (Gross- 
rat, Kantonsrat, Landrat) und an Steuerrekursbehör- 
den zur Begründung unserer Begehren um Steuer- 
befreiune der Rückvergütung vorgebracht haben, 
von der obersten Rekursbehörde unseres Nachbar- 
staates anerkannt wird, während bei unsern Behör- 
den diese Auffassung meist als ein Hirngespinst, 
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wenn nicht als verrücktes Zeug erklärt und behan- 
delt wurde. Wir haben in all den oben erwähnten 
Eingaben je und je betont und verlangt, dass grund- 
sätzlich die Rückvergütungen der Konsumgenossen- 
schaft weder als Erwerb noch als Einkommen be- 
handelt werden dürfen. Die Pückvergütung sei ihrem 
Wesen nach nur Ersparnis der Mitglieder, und Er- 
sparnisse aus bereits versteuertem Einkommen 
dürften in keinem Kulturstaat mehr besteuert wer- 
den, gleichgültig, ob diese Ersparnisse sofort oder 
erst nachträglich erzielt resp. ausbezahlt würden. 
Der gleiche wirtschaftliche Effekt für die Mitglieder 
wie für die Konsumvereine liesse sich auch erzielen, 
wenn die Konsumvereine zu Erstellpreisen verkau- 
fen und die für ihre Mitglieder erzweckten Erspar- 
nisse sofort wirksam werden lassen, anstatt sie für 
ein ganzes Geschäftsiahr anzusammeln. Die ganze 
Frage sei eigentlich nur eine Frage der Buchung, 


VERBANDSVEREINE / VEREINSVORSTÄNDE! 


Die Anfertigung von Einkaufsbüch- 
lein bildet eine Spezialität unserer 
Buchdruckerei. Wir liefern alle Aus- 
führungen in Stempelsystem und 
zum Einschreiben. 7 Bei Bedarf in 


Einkaufs-Büchlein 


wenden Sie sich daher vertrauens- 
voll an die eigene Buchdruckerei. 
Wir liefern aber auch alle andern 


DRUCKARBEITEN 


für den Bedarf der Verbandsvereine 
innert kürzester Frist, in guter Aus- 
führung zu üblichen Druckpreisen. 


ABTEILUNG BUCHDRUCKEREI DES V.S.K. 


wie die erzielten Ersparnisse an die Mitglieder 
überwiesen werden. 

Abgesehen von den Steuergesetzen der Kantone 
Zürich, Schaffhausen und Basel-Stadt, hat diese Auf- 
fassung sich in der Schweiz nicht durchsetzen lassen, 
mit der einzigen Ausnahme, dass die Rückvergütun- 
gen der Lebensversicherungsgenossenschaften, die 
wirtschaftlich und rechtlich durchaus den Rückver- 
eütungen der Konsumvereine entsprechen, so ziem- 
lich allgemein als steuerfrei erklärt oder behandelt 
wurden. 

In Deutschland hat nun der Reichsfinanzhof am 
S. November 1927 Gelegenheit gehabt, zu dieser 
Frage Stellung zu nehmen und hat sie zugunsten der 
Auffassung, dass es sich bei der Rückvergütung der 
Konsumvereine um steuerfreie Ersparnisse handelt, 
entschieden mit folgender Begründung, in der wir 
nur zwecks besseren Verständnisses in der Schweiz 
die in der Schweiz üblichen technischen Bezeich- 
nungen eingesetzt haben: 

«Die üblichen Konsumvereine, die 
den Geschäftsverkehr auf den Kreis 
der Mitglieder beschränken, sollen 


keineGewinneerzielen,sondernihren 
Mitgliedern sute Waren zuniedrigen 
Preisen verschaffen. Wie der erkennende 
Senat in der Entscheidung Band 15 Seite 347 aus- 
geführt hat, ist das Ziel der Genossen- 
schaft die Förderung der Mitglieder 
durch sparsame Haushaltführung (vgl. 
auch die Ausführungen bei Parisius-Crüger a.a.0. 
$ 19 Anmerkung 7). Dem auf gemeinschaftliches 
Sparen gerichteten Willen der Genos- 
sen kann die Genossenschaft Rech- 
nungtragenentweder dadurch, dass sie 
gleich (d. h. sofort bei der Abgabe) billige Waren 
liefert, oder dadurch, das sie zunächst die im Klein- 
handelsverkehr üblichen Preise nimmt und am 
Jahresschluss einen Teil des Kauf- 
preises zurückvergütet. Dieser Teil des 
Kaufpreises stellt dann die Ersparnis der Genossen 
dar. In Deutschland ist der zweite Weg — Rück- 
vergütung eines Teilbetrages vom ursprünglichen 
Kaufpreis — zur allgemeinen Regel geworden. Für 
den Gesichtspunkt, dass die Mitelie- 
der sparen wollen, und dass die Genos- 
senschaft die Möglichkeit zum Sparen vermit- 
teln soll, kann eskeinen Unterschiedbe- 
deuten, ob die Genossenschaft in ihren Statuten 
bereits einen bestimmten Prozentsatz ihres Ueber- 
schusses den Mitgliedern als Rückvergütung zusagt, 
oder ob die Generalversammlung den Prozentsatz 
unter Berücksichtigung der Geschäftslage erst am 
Jahresschluss bestimmt; es darf nur nicht eine Ver- 
wendung des Ueberschusses für Kapitaldividenden 
offen gelassen sein. Wenn z.B. in vorsichtig aufge- 
stellten Statuten die Rückvergütung nicht bestimmt 
auf 90% , sondern nur auf mindestens SO% des Ueber- 
schusses bemessen ist, und wenn die Generalver- 
sammlung am Schlusse eines Geschäftsiahres ausser 
dem Mindestsatz von 80% noch weitere 10% glaubt 
den Mitgliedern zuweisen zu können, so lässt das bei 
unbefangener Beurteilung nur den Schluss zu, dass 
die Genossenschaft in der Lage war, ihren Zweck, 
dem Sparbetriebe der Genossenschaft zu dienen, in 
dem betreffenden Wirtschaftsiahr besonders eriolg- 
reich zu erfüllen. Für eine Annahme, dass der Wille 
der Mitglieder und der Genossenschaft bezüglich der 
10% nicht der sei, zu sparen oder die Spartätigkeit 
zu fördern, lässt sich ein schlüssiger Beweis nicht 
führen. Die abweichende Auffassung des Finanz- 
amtes hat ihren Ausgangspunkt in der Recht- 
sprechung des Reichsfinanzhofs über die Steuer- 
pflicht der Konsumgenossenschaft. In den zur 
Kriegssteuer 1916 und Kriegsabgabe 1919 ergange- 
nen Entscheidungen Band 3 Seite 322 und Band 9 
Seite 235 waren als steuerpflichtige Ueberschuss- 
verteilungen solche Rückvergütungen angesehen, 
auf welche die Mitglieder keinen statuten- oder ver- 
tragsmässigren Rechtsanspruch besassen. Durch 
cas Körperschaftssteuergesetz 1925 
ist de Steuerpflicht der Genossen- 
schaften, die einem Revisionsverband angehören, 
und deren Geschäftsbetrieb auf den 
Kreis der Mitglieder beschränkt ist, 
anders geregelt! Solche Genossen- 
schaften haben lediglich Einkommen 
aus Landwirtschaft, Kapital- und 
Grundvermögen zu versteuern ($ 11 
Nr. 4, $ 4 Abs. 2b des Körperschaftssteuergesetzes). 
Der bilanzmässige Ueberschuss einer solchen Kon- 
sumgenossenschaft aus dem Warenverkehr ist da- 
her in vollem Umiange steuerfrei, ganz gleich also, 
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welche Bestimmungen in der Satzung über die Ge- 
währ von Rückvergütungen enthalten sind, 

Es sei aber ausdrücklich darauf hingewiesen, 
dass die Entscheidung über die Freiheit der Kauf- 
preisrückvergütungen vom Steuerabzug des $ 83 des 
Einkommenssteuergesetzes nur für solche Genos- 
senschaiten gilt, die ihren Geschäftsbe- 
triebaufdenKreis der Mitglieder be- 
schränken, keine Gewinnabsicht 
haben und darum kein Gewerbe betrei- 
ben. Innerhalb des Kreises dieser Genossenschai- 
ten ist weiter, wie nochmals hervorgehoben sein mag, 
zu unterscheiden zwischen solchen Genossenschaften, 
die ihren Mitgliedern lediglich ein Sparen ermög- 
lichen wollen und solchen Genossenschaften, die Ge- 
winne ausschütten wollen. Massgebend sind die Sta- 
tuten. Istinden Statuten, etwa neben einem 
angemessenen Zins für den Genossenschaftsanteil, 
die Verwendung des Ueberschusses 
iediglich zur Ausstattung desRe- 
servefonds und zur Verteilungan die 
Mitgliedernachder Höheihres Waren- 
bezugs vorgesehen, so ist der Zweck 
der Genossenschaft als einer spart: 
einrichtung der Mitglieder ge- 
währleistet. Besitzt nach den Satzungen ie- 
doch die Generalversammlung freie Hand, den 
Ueberschuss ganz oder zum Teil als Dividende auf 
die Kapitalanteile auszuschütten, so kann insoweit 
der Charakter der Genossenschaft als Spareinrich- 
tung nicht mehr anerkannt werden. Es würde auch 
im Regelfalle für eine Steuerbefreiung nicht genügen, 
dass etwa eine Genossenschaft, die sich in den Statu- 
ten für die Verteilung ihres Ueberschusses Be- 
wegungsfreiheit gesichert hat, tatsächlich die Ueber- 
schüsse nur nach Massgabe der entnommenen Waren 
verteilt und als Spareinrichtung wirkt. Denn von 
einer Genossenschaft, deresernstist 
mit ihrem Entschlusse, keine Ge- 
winne, sondern nur wirkliche Kauf- 
preisrückvergütungen zu vertei- 
len, kann erwartet werden, dass sie 
ihren Zweck in den Satzungen 
festlegt.» 

Aus diesen Entscheidungsgründen ergibt sich, 
dass z. B. alle unsere Verbandsvereine, die nach den 
Normalstatuten des V. S. K. arbeiten, diese völlige 
Steuerbefreiung der Rückvergütung beanspruchen 
könnten, denn sie beschränken den Verkehr auf Mit- 
glieder, sie sehen vor, dass die Anteilscheine ent- 
weder gar nicht verzinst werden oder höchstens aus 
der Betriebsrechnung mit 5%. Wenn auch die Ueber- 
schussverteilung in den Statuten nicht starr vorge- 
sehen ist, so doch in dem Sinne, dass der Ueber- 
schuss, soweit er nicht zur Dotierung der Reserven 
verwendet wird, nach Massgabe der Bezüge rück- 
vergütet werden muss. Für die deutschen Konsum- 
vereine Kann dieser Entscheid nun die Folge haben, 
dass sie die Abwehreinrichtung des statutarischen 
Sparrabattes, die in den letzten 20 Jahren eingeführt 
wurde, um eine Steuererniedrigung zu erlangen, wie- 
der beseitigen können. 

Bei uns in der Schweiz wird wahrscheinlich die 
Entwicklung gerade in der gegenteiligen Richtung 
vorgehen, solange in den 22 Kantonen (von 25), in 
denen die Rückvergütung noch nicht ganz steuerfrei 
erklärt ist, die kantonalen Gesetzesbestimmungen 
nicht im Sinne der gänzlichen Steuerfreiheit der 
Rückvergütung revidiert sind. In Deutsch- 
land kann ein Konsumverein, der den 
Verkehr auf Mitglieder beschränkt, 


die Steuerfreiheit der Rückver- 
gütung erlangen; bei uns.kann ein 
Konsumverein, der die Beschrän- 
kung des Verkehrs mit Mitgliedern 
aufhebt und auch Waren anNicht- 
mitglieder abgibt, eine teil- 
weise Steuerbefreiungerwirken! Das 
ist das eigenartige Resultat der schweizerischen Ent- 
wicklung auf diesem Gebiet. Selbstverständlich wer- 
den in denjenigen Kantonen, wo die Steuern drückend 
sind, unsere Verbandsvereine, die durch das Deren- 
dinger Urteil gegebene Möglichkeit der Steuerent- 
lastung benützen, ob gern oder ungern. Wir hoffen 
eben doch, dass in absehbarer Zeit die kantonalen 
Gesetzgebungen so abgeändert werden können, dass 
die Konsumvereine wieder zum reinen genossen- 
schaftlichen Prinzip zurückkehren können. 

Anschliessend an die Besprechung dieser 
Steuerfrage sei übrigens noch auf eine andere aner- 
kennenswerte Feststellung aus den oben abgedruck- 
ten Entscheidungsgründen hingewiesen. Wir Genos- 
senschafter behaupten stets, die richtige Genossen- 
schaft, die ausschliesslich nur den Bedürfnissen ihrer 
Mitglieder nach Erzielung von Ersparnissen dienen 
will, bezwecke keinen Erwerb, deshalb dürfe sie auch 
nicht den staatlichen Vorschriften betr. Gewerbepoli- 
zei unterworfen werden. 

Die Voraussetzung des Gewerbebetriebes ist der 
Erwerbszweck. Da der Genossenschaftsbetrieb nicht 
Erwerb, sondern Ersparnis bezweckt, darf er den er- 
werbspolizeilichen Vorschriften nicht unterstellt 
werden. 

Mit diesem Standpunkt, den wir z. B. gegenüber 
den beiden ersten verworfenen Auflagen des berni- 
schen Handels- und Gewerbepolizeigesetzes vertre- 
ten haben, ebenso wie in allen Ausverkaufsrekursen, 
sind wir in der Schweiz bisher in allen Instanzen un- 
terlegen. Dieser Anspruch wurde als noch verrückter 
und hirnverbrannter gewürdigt, als der auf Steuer- 
freiheit der Rückvergütung. Zu unserem Troste kön- 
nen wir nun immerhin feststellen, dass keine gerin- 
gere Behörde, als der oben erwähnte Reichsfinanzhof 
authentisch feststellt: «ein Genossenschafts- 
betieb, der seinen Verkehr auf 
Mitglieder beschränkt, ist kein Ge- 
werbebetrieb. Hoffen wir, dass diese Ein- 
sicht auch in der Schweiz einmal sich durchsetzen 
wird. Bis dahin wird jedoch wahrscheinlich noch viel 
Wasser den Rhein hinunterfliessen., 


a 


Ist die Genossenschaitsbewesuns proletarisch? 


Von Professor Charles Gide, 


Im Internationalen Genossenschaftsbund und 
mehr noch in der Genossenschaftsbewegung im gan- 
zen lassen sich zwei Tendenzen unterscheiden, die 
schwer miteinander in Einklang zu bringen sind. Die 
eine Gruppe möchte aus der Genossenschaftsbewe- 
gung eine «proletarische» Organisation machen, die 
der Gewerkschaftsbewegung und der sozialistischen 
Partei zur Seite steht und die Mittelklassen bekämpft. 
Daneben steht die andere, die man mit einem falschen 
Wort als «neutral» bezeichnet und die man lieber 
statt dessen einfach «offen» nennen sollte, das heisst, 
die versucht, die Interessen aller Verbraucher zu 
schützen, mögen sie nun Proletarier sein oder dem 
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Mittelstand angehören. Es handelt sich dabei nicht 
nur um einen Unterschied im Geschäftsverfahren, 
auch nicht in der Mentalität, sondern um einen Unter- 
schied in der grundlegenden Lehre. Die proletarische 
Genossenschaftsbewegung sieht lediglich die Ausbeu- 
tung der Arbeiter und ist eingeschworen auf die 
Theorien von Karl Marx, der in allen Werten immer 
nur ein Element, nämlich die Arbeit, erblickt und für 
den der Profit lediglich einen Teil der Arbeit, für den 
der Arbeiter nicht bezahlt worden ist, darstellt. Die 
sogenannte neutrale Genossenschaftsbewegung er- 
blickt in Uebereinstimmung mit den modernen Wirt- 
schaftstheorien im Wert eine Möglichkeit, Nachfrage 
und Angebot miteinander in Einklang zu bringen, und 
in dem Ueberschuss den Teil des Wertes, der ohne 
ersichtlichen Grund von dem Verbraucher aufge- 
bracht werden muss, dem sie infolgedessen diesen 
Wert wieder zuführen möchte. 

Sicher ist indessen, dass die marxistischen Theo- 
rien nicht nur für die grossen Massen anziehen- 
der, sondern auch leichter verständlich sind. Die Ar- 
beiter haben gegen die Theorien der «letzten Ver- 
wendbarkeit» nicht nur eine Abneigung, sondern ver- 
stehen sie auch nicht. 

Wir lehnen die von den Russen entwickelten 
Theorien, dass die Genossenschaftsbewegung «ledig- 
lich für die Armen und nicht für die Reichen da ist», 
ab. Zweifellos ist sie für die Armen wertvoller. Aber 
wir sind doch der Meinung, dass sie für jedermann da 
ist, und dass, wenn die Reichen in ihrer Eigenschaft 
als Verbraucher betrogen werden, was sicherlich der 
Fall ist, auch ihnen ein Anspruch auf einen Platz in 
den Konsumgenossenschaften zugestanden werden 
inuss. Aus der Genossenschaftsbewegung ein Mono- 
pol des Proletariats zu machen, ist nicht nur eine 
willkürliche Beschränkung ihrer Tätigkeit, sondern 
bedeutet auch einen Widerspruch, weil die Genossen- 
schaftsbewegung gerade auf die Aufhebung des 
Proletariats ausgeht. Indem sie die wirtschaftliche 
Leitung für den Verbraucher in Anspruch nimmt, be- 
kämpft sie nicht lediglich die Diktatur des Kapitalis- 
mus, sondern genau so auch die Diktatur des Pro- 
letariats. 

Es ist vollkommen ungenau, wenn man, wie die 
Russen es tun, behauptet, es sei der Genossenschafts- 
bewegung immer nur da gelungen, sich durchzu- 
Setzen, wo sie sich mit der Arbeiterschaft verbündet 
habe. Schweden, die Schweiz und viele andere Län- 
der haben hochentwickelte Genossenschaften, obwohl 
in ihnen der Klassenkampf nahezu unbekannt ist. Den 
Genossenschaften schliessen sich in steigendem 
Masse auch Angehörige des Mittelstandes als Mit- 
glieder an. 

(Auszug aus der «Revue d’Economie Politique».) 


SS’ 


Die Bedeutung der Kinderfeste für die 
Genossenschaften. 


Die Jugend muss verstanden, die Jugend muss 
geführt werden. Diese Einsicht verwies schon früh 
auf das wichtige Mittel eigentlicher Jugendpropa- 
ganda. Vorzüglich geeignet für die genossenschaft- 
liche Werbung sind besonders die Kinderieste, 
deren Bedeutung im Wachsen begriffen ist und die 
den praktischen Genossenschaftern zweifellos will- 
kommen sind. In der Genossenschaft muss mit Recht 
besonderer Wert auf die Heranziehung der Kinder 


grosse Erfolge verzeichnen. 


gelegt werden, damit auch die kommende Generation 
den Spuren der Pioniere folgt und aus Ueberzeugung 
die Genossenschaftsideen weiter trägt und verwirk- 
licht. 

Dies ist der eigentliche Grund der Kinderfeste, 
um so lebhaft und eindringlich die Werbung für die 
hohen Genossenschaftsziele zum Ausdruck kommen 
zu lassen. Ueber die Kinder kommt man zu den El- 
tern, und dadurch werden die Eltern und Erzieher in 
richtiger Weise auf die Wichtigkeit der Genossen- 
schaft aufmerksam; so kann das Samenkorn auf 
fruchtbaren Boden fallen. Die Kinder für die Genos- 
senschaft zu erziehen, ist eine hohe und gewaltige 
Aufgabe, die einsichtige Führer nie aus dem Auge 
verlieren. Sie sollen den Wert und das Wachsen der 
Genossenschaftsidee, die ihre Wurzel im christlichen 
Geiste der Nächstenliebe hat, das Wirtschaftsethos 
und die sittlichen Ziele eines Gemeinschaftswillens 
kennen lernen, die im Geiste der Lebens- und Schick- 
Salsgemeinschaft eines Volkes ihre Ueberlegenheit 
bekunden und durch Ausgleich der Gegensätze eine 
wahrhaftige Genossenschaft gegenseitiger Verbun- 
denheit und Hilfe erstehen lassen. Nach Erfassung 
der Prinzipien und der Leitmotive genossenschafttli- 
cher Arbeit wird das Kind die Genossenschaft 
schätzen lernen. Die Kinder sollen so von früh an in 
diesem Geiste, dem Gemeinschafts- und Genossen- 
schaftssinne, erzogen werden, der so not tut und die 
Liebe zum Lande und zur Scholle festigt. Diese Kin- 
derieste zeigen den besonderen Zweck und den Wert 
geeigneter Jugendveranstaltungen; sie helfen den 
Boden zur intensiven Werbearbeit mit vorzube- 
reiten. 

Diese weittragende Bedeutung wurde darum auch 
frühzeitig erkannt und solche werbenden und 
aufklärenden Veranstaltungen bald verwirklicht. 
Schon in Rochdale ist es so gewesen, wie über- 
haupt in England, als dem Mutterlande der Genos- 
senschaftsbewegung, der Gedanke rechtzeitig An- 
klang gefunden hat. So finden wir, dass von alters- 
her die Kinder fast in allen Genossenschaftsarten 
eng mit der Genossenschaft verwachsen sind, In der 
Praxis findet man die Kinderfeste meist auch in 
Verbindung mit Frauen- und Jubiläumsveranstaltun- 
gen. Bei wichtigen Werbeveranstaltungen sind die 
Kinderfeste stets angereiht, um die Werbung mög- 
lichst wirkungsvoll zu gestalten; sie dürfen hier nicht 
fehlen, denn sie nehmen mit Recht eine besondere 
Rolle ein. In gegenwärtiger Zeit lebt der Gedanke, 
dessen Ausführung und geeignete praktische Verwirk- 
lichung (Kinderfeste im Freien, wie im Saale) wieder 
in alter Frische auf. Als interessantes Beispiel kann 
man in dieser Hinsicht auf das wohlgelungene 
lLehrkinderfest verweisen, das der Reichsver- 
band deutscher Konsumvereine im Oktober 1927 in 
Köln veranstaltete, mit gutem pädagogischem Ein- 
schlag, mit schönen Volkstänzen und zahlreichen 
Werbereigen. 

Sclche rein genossenschaftlich aufgezogene Kin- 
derieste sind äusserst instruktiv und tragen systema- 
tisch zur Ausbreitung der Genossenschaftsidee bei. 
Die Kinderfeste — und in Verbindung hiermit auch 
die Kinderlieder und das Gemeinschaftslied der Ge- 
ncssenschafter — finden gute Aufnahme und können 
Deshalb sollten überall 
Kinderfeste organisiert werden, um so den Kindern 
den Genossenschaftsgedanken nahezubringen. Aus 
diesen Gründen ist es wichtig, den genossenschaft- 
lichen Kinderfesten, die Wege in die Zukunft weisen, 
das notwendige Verständnis entgegenzubringen. 

J. Frohn, Köln, 
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Aus der Praxis 


Belöhnungsarten. Ueber das System der Be- 
löhnung von Ladenpersonal ist schon viel geredet, 
geschrieben und auch räsoniert worden. Das reine 
Provisionssystem ist namentlich in Kreisen des im 
V.H. T. L. organisierten Personals aufs schäriste 
verpönt, und wehe dem Angestellten, der sich bei- 
kommen lässt, diese Ablöhnungsart auch nur mit 
einem Wort zu entschuldigen! IhmwirddasBrandmal 
des «Verräters» mit Sicherheit aufgedrückt, zumeist 
allerdings von Leuten, die es mit ihrem eigenen 
Arbeitstempo recht «pomadig» nehmen, die keine 
notwendige Ueberstunde leisten, ohne dass sie nach 
Extrabezahlung schreien, und denen die Prosperität 
der Genossenschaft ganz einfach «schnorz» ist. Der 
Schreiber dies ist nun mit dem Fachmann in No. 3 
auch der Meinung, dass das Lohnfixum das ge- 
gebenste sei, wenigstens da, wo die Leitung der Ge- 
nossenschaft in festen Händen liegt, die finanzielle 
Basis nicht unterhöhlt ist, und wo man es mit einem 
langjährigen, auf Pflichttreue erprobten Personal zu 
tun hat. Wie aber, wenn ein Verein infolge falscher 
Leitung, Nachlässigkeit der Angestellten, Veruntreu- 
ungen etc. dicht vor dem Umkippen steht, und deu 
nur noch schärfste und einschneidenste Massnahmen 
vor dem Ruin bewahren können? Wer will da die 
Rolle des Tadlers und Kritikers übernehmen, wenn 
es eben um Sein oder Nichtsein der Genossenschaft, 
und damit auch um die Arbeitsplätze der Angestell- 
ten geht? In solchem Falle mag Schimpfen über 
das «ausbeuterische» Provisionssystem bloss dann 
noch am Platze sein, wenn nicht gleichzeitig auf der 
ganzen Linie gespart wird, d. h., wenn unten 
Reduktionen vorgenommen, in den oberen Rekionen 
aber noch unverhältnismässig grosse Saläre aus- 
gerichtet werden. Wir wiederholen: das Provisions- 
system möchten wir nicht als der Weisheit letzten 
Schluss empfehlen, aber es kann zur Notwendigkeit 
werden. Jedenfalls würde diese Belöhnungsart, so- 
fern die Ansätze nicht gar zu knapp sind, lange nicht 
von allen Angestellten als das Schreckgespenst an- 
gesehen, als das man es von eewisser Seite dar- 
zustellen beliebt! 

Wieder eine andere Sache ist es mit dem so- 
genannten gemischten System, d. h. auskömmlicher 
fester Lohn plus Aufmunterungsprovisionen von 
ein, zwei oder drei Promille. Es hat etwas be- 
stechendes, dieses System, und es hat nicht bloss 
den Beifa!l des grossen Haufens der Verkäuferinnen 
gefunden, sondern auch denjenigen vieler Vereins- 
behörden. Man glaubt mit diesem System den gol- 
denen Mittelweg gefunden zu haben, der alle Teile 
befriedigt. Meinetwegen. Aus eigener praktischer 
Erfahrung heraus möchte ich aber doch noch unter- 
streichen, was schon in letzter Nummer angedeutet 
wurde, dass nämlich diese gutgemeinten Aufmun- 
terungsprovisionen zumeist ihren Zweck verfehlen. 
Wir haben es in einem Frühjahr erlebt, dass der 
Artikel Sauerkraut, dessen Verkauf eben mit einigen 
Umständen verknüpft ist, von einem halben Dutzend 
Verkäuferinnen ganz einfach sabotiert wurde, ob- 
schon sie wissen mussten, dass im Zentralmagazin 
noch ein beträchtlicher Posten lagerte und obschon 
sie ja vom Sauerkraut die Provision auch er- 
hielten. Bequeme Leute werden eben auch nicht mit 
einer Prämie in fleissige umgewandelt, wie umge- 
kehrt gewissenhafte Angestellte ihre Pflicht in jedem 
Fall tun, mit oder ohne Provision. Es ist keineswegs 


verwunderlich, wenn z. B. in grossen Genossen- 
schaften die männlichen Angestellten in dieser Art 
Zuschussprämie bloss eine einseitige Lohnzulage er- 
blicken, die das Ladenpersonal zu Pflichterfüllung 
anspornen soll, die man bei andern Kategorien als 
selbstverständlich auch ohne Prämie voraussetzt. -t. 
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In Nr. 52 wurde unter «Mitteilungen des II. De- 
partements» bekannt gegeben, dass der Verwaltungs- 
rat des Allg. Konsumvereins Erstfeld und Urner 
Oberland beschlossen habe, Heft 24 der «Genossen- 
schaftl. Volksbibliothek»: «Umrisse einer renossen- 
schaftlichen Ideengeschichte, II. Teil, Die Schweiz» 
von Herrn Dr. H. Faucherre der gesamten Mitglied- 
schaft zu verabfolgen. Der ermässigte Preis von 
Fr. 1.50 soll den Mitgliedern an der Rückvergütung 
in Abzug gebracht werden. 

Um diesen Beschluss auch statutarisch zu 
sichern, hat die Genossenschaft Erstfeld denselben 
noch im alten Jahre auf der 4. Seite der Lokalauf- 
lage des «Genossenschaftlichen Volksblattes» publi- 
ziert unter Beifügung eines Abschnittes, um denjeni- 
gen Mitgliedern, welche das Buch nicht wünschen, 
Gelegenheit zur Abbestellung zu geben. Der betr. 
Abschnitt konnte an der unteren Ecke des Blattes nur 
susgeschnitten, ausgefüllt und im Laden abgegeben 
werden. 

Es dürfte num manche Genossenschaftsverwal- 
tung und -Behörde interessieren, wie dieser Be- 
schluss aufgefasst wurde. Von dem Recht der Ab- 
bestellung mittels des genannten Coupons haben Ge- 
brauch gemacht: (die Zahl in Klammern bedeutet 
den Stand der Mitgliedschaft in der betreffenden Ort- 
schaft per 31. Dezember 1927): in Erstfeld 4 
(455), Silenen 1 (47), Amsteg5 (91), Bristen 
am Eingang des Maderanertales 0 (99), Gösche- 
nen 8 (81) und in der Filiale Andermatt 11 
(119) Mitglieder, auswärtige Mitglieder 1 (9). Im 
ganzen haben demesemäss das Buch abbestellt: 84 
Mitglieder von 997 Mitgliedern (ca. 9%). 

Dieses Ergebnis ist ermutizend und stellt der 
Mitgliedschaft ein cehrenvolles Zeugnis aus. Wer 
z. B. die Verhältnisse in der Gemeinde Bristen 
kennt, wo von 110 Familien des Ortes und der gan- 
zen Talschaft 99 Mitglieder des Konsumvereins 
sind, der weiss dass das «Gen. Volksblatts 
daselbst überall gelesen wird, besonders auch die 
4. Seite. Die Leute sind dort oben mit den Segnungen 
der Zeitungspresse noch nicht so überschwemmt, wie 
im Flachland und haben besonders im Winter cher 
Zeit zum Lesen. Die Mitglieder in Bristen haben den 
Beschluss gelesen, auch darüber gesprochen, wenn 
auch nicht überall zustimmend. Wir haben uns be- 
sonders in Bristen wegen der Aufnahme des Be- 
schlusses erkundigt, nachdem von dieser Filiale nicht 
eine einzige Abbestellung eingetroffen ist und ver- 
nommen, dass der Beschluss gut aufgenommen 
wurde. Es sei in genossenschaftlicher Lektüre bis 
jetzt wenig oder nichts für die Mitgliedschaft ge- 
schehen. 

Die Behörde selbst konnte sich bei der Be- 
schlussfassung auf die Statuten stützen, welche un- 
ter $ 33 (Von der Betriebskommission) al. 15 den Be- 
hörden zur Aufgabe machen: «Zweckdienliche Pro- 
paganda zur Ausdehnung der Genossenschaft.» Nicht 
der Buchstabe, sondern der Geist macht lebendig. 
Das gilt auch für die Genossenschaft ganz besonders. 


with 
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Wenn nun auch die Mitgliedschaft diesen Beschluss 

und damit das Heft 24 gut aufgenommen hat, so ist 

dies umso erfreulicher. Herr Jakob Stöckli, Präsident 

der Genossenschaft seit 22 Jahren, ist der Initiant 

dieser Idee, was an dieser Stelle für diesen allzeit 

regen Propagandisten lobend erwähnt werden darf. 
* * 


h H-R. 


Im Anschluss an obige Einsendung können wir 
im weiteren die erfreuliche Mitteilung machen, dass 
der Vorstand des Kreises VI des V. S. K. in seiner 
letzten Sitzung beschlossen hat, das Heft 24 der «Ge- 
nossenschaftlichen Volksbibliothek» auf Kosten der 
Kreiskasse allen Vereinsvorständen des Kreises zu- 
kommen zu lassen. Dort, wo die Vorstände das Buch 
bereits besitzen, wird um zweckdienliche Weiter- 
gabe an Angestellte, Frauenkommissionen oder Ge- 
nossenschafter ersucht. 


Volkswirtschaft 


Wirtschaitlicher Wochenbericht. 


Die deutsche Landwirtschaft droht plötzlich mit 
einer Revolution. In ganz Deutschland ist in den 
letzten Wochen eine mächtige Protestbewegung der 
Landwirtschaft aufgeflammt, die der Regierung 
geradezu ein Ultimatum gestellt hat. Man droht, 
wenn die Forderungen der Landbündler nicht in 
wenigen Wochen erfüllt werden, mit Steuerver- 
weigerung, Niederbrennung der Steuerämter und 
dergleichen. Die deutsche Landwirtschaft behauptet, 
dass sie heute von Steuern und Zinsen geradezu er- 
drückt werde und sie scheint darin vom Bauern bis 
zum Grossgrundbesitzer ziemlich einig zu sein. Vor 
allem klagt iede landwirtschaftliche Versammlung 
über die Ueberschuldung und fordert die Herab- 
setzung der Zinssätze. Dies ist in allen Resolutionen 
neben der Herabsetzung der Steuern der wichtigste 
Punkt. Wie ist es denn aber möglich, dass die 
deutsche Landwirtschaft heute so fürchterlich über- 
schuldet ist? Die Inflation hat ihr doch ihre Vor- 


kriegsschulden bis auf einen kleinen Rest genommen. 
Aber so sonderbar es klingt, die heutige Ueber- 
schuldung der deutschen Landwirtschaft ist gerade 
eine Folge der vorhergehenden gewaltsamen Ent- 
schuldung. 

In der «Schweiz. Bauernzeitung» wurde vor 
etwas mehr als zwei Jahren gesagt, dass die Ent- 
schuldung der deutschen Landwirtschaft durch die 
Inflation sich mit Treu und Glauben nicht vertrare 
und dass daraus weiteres Unheil entspriessen müsse. 
Die Entwicklung hat dieser Meinung schneller recht 
gereben, als man erwarten durfte. Die Erfahrung, 
dass man in Gold und Goldeswert gegebene Hypo- 
theken in wertlosen Papierscheinen zurückgezahlt 
erhalten kann, hat die Zinssätze in Deutschland ver- 
doppelt und mehr als verdoppelt. Die höher rentie- 
rende Industrie kann solche Zinssätze bei gutem Ge- 
schäftsgang noch tragen, der weniger rentierenden 
Landwirtschaft werden sie aber verderblich. Die 
Inflation hat zudem die Gewohnheit der Schulden- 
macherei auch in der Landwirtschaft offenbar stark 
ins Kraut schiessen lassen, sonst wäre es unmöglich, 
dass sie heute nach fünf Jahren schon wieder an 
einer Ueberschuldung leidet, die schwerer drückt als 
die Schulden der vorhergehenden fünfzig Jahre. 

Natürlich ist es in den landwirtschaftlichen Ver- 
sammlungen absolut verpönt, von den eigenen Sün- 
den zu sprechen, lieber schuldiget man die Regie- 
rung, die bösen Demokraten und Sozialdemokraten 
und die ehemaligen Kriegsgegner Deutschlands an, 
dass sie an der neuen Not der Landwirte schuld 
seien. Als Heilmittel fordert man die Herabsetzung 
der Zinsen, sei es, dass durch gesetzlichen Zwang 
die Zinsen herabgesetzt, sei es, dass sie teilweise 
statt von den Landwirten aus der Staatskasse ge- 
zahlt werden sollen. In Wirklichkeit fordert man mit 
beiden Vorschlägen nur die Wiederholung dessen, 
was in der Inflation geschehen ist, nämlich die Aus- 
löschung der privaten Schulden durch den Staat. 
Mit solchen Prinzipien wäre allerdings die Wirt- 
schaftsführung kein Kunststück mehr. Ob die Land- 
wirtschaft sich aber mit dieser Forderung von ihrem 
Schuldendruck erlösen wird? Je lauter ein Schuld- 


Wie man früher Lebensmittelfälschungen 
bekämpfte. 


Solange unsere Vorfahren nicht in grösseren Ansiedelungen 
zusammenlebten und noch ieder sein eigener Schlächter, 
Bäcker, Müller, Brauer usw. war, gab es keinen der Regelun: 
bedürftigen Lebensmittelverkehr. Die Sachlage änderte sich 
mit der Entwicklung des Städtewesens, die gleichzeitig eine 
Entwicklung des Handelsverkehrs bedeutete. Dieser Handels- 
verkehr erzeugte ein Gewohnheitsrecht, das über Kauf und Ver- 
kauf und über das Mass- und Gewichtswesen bestimmte Grund- 
sätze aufstellte, die den jeweiligen Verhältnissen Rechnung 
trugen. Mit der Zunahme des Verkehrs entwickelte sich dieses 
Gewohnheitsrecht weiter. Bald machte sich das Bedürfnis 
fühlbar, das Recht schriftlich niederzulegen. So entstanden 
schon im Anfang des zwölften Jahrhunderts die ersten Stadt- 
rechte, die die Entwicklung des Lebensmittelverkehrs im Mit- 
telalter deutlich erkennen lassen. Im Soester Stadtrecht (1120) 
heisst es z. B.: «Wer faulen (d. h. verfälschten) Wein mit 
gutem (d. h. reinem) Wein vermischt, der hat sein Leben ver- 
wirkt.» Dieses Recht berücksichtigte ferner auch den Ver- 
kehr mit Oel, Getreide, Bier und Brot, indem es die Ver- 
wendung falscher Masse und Gewichte unter Strafe stellte. 
Es würde zu weit führen, den Inhalt der Stadtrechte der da- 
maligen Zeit, soweit sie sich auf den Verkehr mit Lebensmit- 
teln erstrecken, eingehend darzustellen. Aber einige Angaben 
mögen einen kurzen Einblick gestatten. — Die ersten Verord- 
nungen betreffen insbesondere die Mass- und Gewichtskontrolle 
sowie die Qualitätsprüfung der Waren. Schon früh treten auch 
rein hygienische Gesichtspunkte in die Erscheinung. So wurde 


z. B. in Dortmund im Jahre 1250 den Käufern verboten, das | 


Fleisch bei der Besichtigung anzufassen. In der Stadt Schwerte 
durfte schon 1397 finniges, sowie sonstiges nicht einwand- 
freies Fleisch nur auf der «Freibank» feilgehalten werden. Die 
Bestimmungen gegen die Verwendung gesundheitsschädlicher 
Stoffe bei der Weinbehandlung sind sehr zahlreich. Eingehende 
Vorschriften finden wir ferner über den Verkehr mit Bier, 
BEranntwein, Fleisch, Fischen (insbesondere mit Heringen, die 
wegen der vielen im Mittelalter gehaltenen Fasttage schon 
früh ein bedeutender Handelsartikel waren), ferner über den 
Verkehr mit Brot, Mehl, Oel, Gewürzen und sonstigen sog. 
Krämerwaren. Vielfach wurden Höchstpreise festgesetzt. Dra- 
konisch waren teilweise die Strafen, die verhängt wurden. So 
wurden z. B. in Nürnberg im Jahre 1440 einem Getreidehänd- 
ler die Ohren abgeschnitten, weil er beim Getreidemessen be- 
trogen hatte, Seinem Gehilfen wurden die vorderen Finger der 
rechten Hand abgehauen. In den Jahren 1440 und 1456 wurden 
in Nürnberg zahlreiche Händler, die Gewürze gefälscht hatten, 
teils verbrannt, teils lebendig begraben. Erzeuger von gesund- 
heitsschädlichen Lebensmitteln mussten diese vielfach im Ge- 
fängnis verzehren, bis sie starben. Im Jahre 1693 wurde in 
Nürnberg der Pranger für Lebensmittelhändler, die wucherische 
Preise gefordert hatten, aufgestellt, eine Massregel, die derart 
abschreckte, dass die Exekution nur ein einziges Mal vorgenom- 
men werden musste. Welche Misstände im Mittelalter allmäh- 
lich eingerissen waren, lässt Sebastian Brands «Narrenschifi» 
vom Jahre 1494 erkennen, wo es z. B. (ins Hochdeutsche über- 
setzt) heisst: 


«Man lässt den Wein nicht rein mehr bleiben, 
Viel Fälschung tut man mit ihm treiben, 
Salpeter, Schwefel, Totenbein, 

Pottasche, Senf, Kraut unrein, 

Stösst man durchs Spundloch in das Fass. 


No. 6 


ner seine Zahlungsunfähigkeit in die Welt schreit, 
desto harthöriger wird der Gläubiger und wenn der 
deutsche Sparer damit rechnen muss, dass seine 
Schuldner eines schönen Tages den Staat wieder 
mobil machen, um die Herabsetzung der Zinsen zu 
erzwingen oder diese Zinsen auf dem Umwege über 
erhöhte Steuern den Sparern selber aufzuhalsen, 
dann wird er sich noch mehr bedenken, solch ge- 
fährlichen Schuldnern sein Geld anzuvertrauen. 


Ehrlich währt am längsten, und dass man auf die 
Dauer mit altmodischer Ehrlichkeit besseren Erfolg 
hat als mit der gerissensten Skrupellosigkeit, er- 
fahren heute die deutschen Konsumvereine. Im heu- 
tigen kapitalarmen Deutschland, wo Banken Geld zu 
12% Zinsen suchen, wachsen die Spareinlagen bei 
den Konsumvereinen im rapiden Tempo an. Die ge- 
samten Neueinlagen nach der Inflation bei den deut- 
schen Konsumvereinen betrugen Ende 1924 8,3 Mil- 
lionen Mark, Ende 1925 39,4 Millionen, Ende 1926 
94,4 Millionen und Ende September 1927 bereits 
157,5 Millionen Mark. Die Lösung dieses Rätsels 
liegt darin, dass die Konsumvereine besser aufge- 
wertet haben, wie fast alle übrigen Schuldner. Wäh- 
rend Reich, Länder und Gemeinden ihre Schulden 
auf 2,5%, die Grossindustrie auf 15%, die Schuldner 
erststelliger Hypotheken nur bis auf 25% aufwerte- 
ten, wobei noch durch Hinausschiebung der Rück- 
zahlung und künstliche Herabdrückung der Zinsen 
die Gläubiger geschädigt wurden, haben die Konsum- 
vereine mindestens auf 25%, stellenweise auch auf 
50 und sogar 100% aufgewertet, obwohl sie durch 
die ruinösen Verkaufspreise der Inflationsjahre 
sicherlich weit mehr zu Schaden gekommen waren 
als die meisten Grossindustriellen und Grossgrund- 
besitzer. Zudem haben die Konsumvereine ihren 
Gläubigern weit bessere Zins- und Rückzahlungs- 
bedingungen gewährt. Sie haben zwar auch nicht 
immer alle Forderungen befriedigt, wahrscheinlich 
hätten auch eine ziemliche Anzahl Vereine ihren 


Gläubigern noch bessere Bedingungen machen kön- 
nen, aber sie haben sich durch ihr Verhalten von 
der grossen Mehrzahl ihrer Landsleute vorteilhaft 
unterschieden und ernten heute in dem reichlichen 


SCHWEIZ. KONSUM -VEREIN 
a m —  T — ee en 


Zufluss von Geldern, die ihnen natürlich weit billiger 
zu stehen kommen als -Bankkredite, die Früchte 
dieser Politik. Wenn die deutsche Landwirtschaft 
auch wieder billigen Kredit finden will, dann kann 
man ihr nur zurufen: Gehe hin und tue desgleichen. 
Wenn sie diesen Rat aber nicht befolgen will, dann 
wird die Zinsenlast sie um so schwerer drücken, 
ie mehr sie darüber schreit. 


Was die Käseunion vermochte, wird in der 
«Schweiz. Bauernzeitung» von Prof. E. La ur fest- 
gestellt. Unter Bezugnahme auf die Absicht des 
Bundesrates, die Käseunion auf Ende Juli 1928 auf- 
zuheben, wird dargetan, «dass die Konzentration der 
gesamten Käscausfuhr auf eine Stelle es ermöglicht 
habe, den Käse im Ausland wesentlich teurer zu ver- 
kaufen als es sonst möglich gewesen wäre». Das 
wirkte zurück auf unsere Milchpreise, und so konnte 
die schweizerische Landwirtschaft während der 
ganzen Nachkriegszeit die Milch teurer verkaufen 
als die ausländischen Landwirte. 

Zum Belege werden folgende Preise angeführt: 
R % 100 kg Milch wurde in Schweizerfranken 

ezahlt: 


in der Schweiz in Frankreich in Holland in Dänemark 

Dezember 1927 25. 17.54 22.99 20.15 
September 1927 24.20 17.40 17.06 19.11 
Juni 1927 22.20 16.88 14.77 19.72 
März 1927 20.80 19.60 18.51 19.32 
Dezember 1926 20.80 19,80 20.70 19.66 
September 1926 23.33 12.74 19.66 16.44 
Juni 1926 25.33 11.34 16.56 16.32 
März 1926 26.50 16.20 22.36 18.56 
Dezember 1925 28.90 19,— 24,96 19.69 
September 1925 27.80 19.68 24.96 22.94 
Juni 1925 27.80 13.57 18.54 20.80 
März 1925 28.95 19.24 20.70 25.17 
Dezember 1924 28.95 22.12 24,78 26.04 
September 1924 27.97 17.55 23.46 23.85 
Juni 1924 28.97 14.50 18.99 17.55 
März 1924 27.10 25.74 25.68 23.28 
Dezember 1923 27.10 20.25 25.37 22.50 
September 1923 25.10 15.66 18.18 20.58 
Juni 1923 25.10 15.98 18.— 16.16 
März 1923 24.10 23.76 25.80 21.84 

Mittel 25.80 17.93 21.10 20.38 


Deinen Safran hast zu Venedig gesackt, 
Und hast Rindfleisch darunter gehackt, 
Mischest unter Nelken getrocknet’ Brot, 
Und gibst für Lorbeerfrücht' Geisskot. 


Mausdreck man unter den Pieffer rollt, 

Die faulen Heringe man mischt, 

Und sie als frische dann auftischt. 

Gibst weissen Hundsdreck hin für Zucker usw, 


Kein Schwein möchte das wohl fressen, 
Das müssen dann die Leute essen.» 


Neben den Städten bemiühten sich die Landesherren, durch 
Verordnungen der um sich greifenden Lebensmittelfälschung 
zu steuern. Auch das Reich befasste sich schon ziemlich früh 
mit der Lebensmittelgesetzgebung. In den Reıchstagsabschie- 
den des «Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation» finden 
sich mehrfach Erörterungen über Misstände im Lebensmittel- 
verkehr. So wurde z. B. im Jahre 1497 auf dem Reichstag zu 
Lindau das zu starke Schwefeln des Weines (Man sieht, dass 
unsere Vorfahren auf einen guten Tropfen besonders grosses 
Gewicht gelegt haben!) beraten und im Anschluss daran be- 
schlossen, die Angelegenheit auf dem nächsten Reichstag wei- 
terzubehandeln. Die erste Reichsverordnung, die den gesamten 
Verkehr mit Lebensmitteln berücksichtigt, wurde im Jahre 1532 
erlassen und lautet in unserem jetzigen Hochdeutsch im wesent- 
lichen folgendermassen: 


«Des Allerdurchlauchtigsten, Grossmächtigsten, Unüber- 
windlichen Kaisers Karl des Fünften und des Heiligen Römi- 
schen Reiches peinliche Gerichtsordnung Re I Ae 
ee AP: Artikel 43. Bestrafung der Fälscher von 
Massen, Wagen und Kaufmannsgut, 


Wer in böser Absicht und in gemeingefährlicher Weise 


Masse, Wagen, Gewichte, Spezereien und anderes Kauf- 
mannsgut fälscht und als ehrlich gebraucht oder ausgibt, der 
soll in empfindliche Strafe genommen, des Landes verwiesen 
oder an seinem Leibe mit Ruten ausgehauen werden: sofern 
die Fälschung oft, umfangreich und böswillig geschehen ist, 
soll der Täter mit dem Tode bestraft werden.» 


Man schuf aber nicht nur Gesetze und Verordnungen, son- 
dern man versuchte auch, diese durch Kontrollmassnahmen 
durchzuführen. Allerdings hatte man in jener Zeit noch nicht 
das wissenschaftliche Rüstzeug, um Lebensmittelfälschungen 
zuverlässig festzustellen. Im Hinblick auf die damaligen ein- 
fachen Verhältnisse war dies aber auch nicht erforderlich. 
Man behalf sich damit, dass man praktische Sachverständige 
bestellte, die in der Lage waren, mit einfachen Hilfsmitteln Fäl- 
schungen zu erkennen. .die im Schwung waren, Soweit dies 
nicht möglich war (z.B. beim Verkehr mit Gewürzen), verbot 
man einfach den Verkauf gemahlener oder zerkleinerter Drogen, 
damit jed‘r sehen konnte. was er kaufte. Es ist noch weiter 
festzustellen, dass es schon im Mittelalter Weinkontrolleure 
gegeben hat, da im Jahre 1488 einem gewissen Johannes Schü- 
len von Reichs wegen die Revision der Weine in Franken und 
Schwaben übertragen wurde. Was die Kontrolle des Bieres 
anbelangt, so prüfte der sog. Bier-Kieser den Extraktgehalt so, 
dass er Bier über einen hölzernen Schemel goss, sich dann mit 
einer ledernen Hose bekleidet darauf setzte und nach einer ge- 
wissen Zeit die Klebekraft des eingetrockneten Bieres an seinem 
Hosenboden feststellte. Justus. 
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Im Durchschnitt dieser 5 Jahre löste die schwei- 
zerische Landwirtschaft für 100 kg Milch Fr. 8.— 
mehr als die französische Landwirtschaft. Da in der 
Schweiz im Mittel dieser 5 Jahre 13,300,000 q Milch 
verkauft worden sind, resultiert gegenüber der fran- 
zösischen Landwirtschaft eine Besserstellung von 
106 Millionen Franken im Jahr oder 530 Millio- 
nen Franken in fünf Jahren! Die gleiche 
Rechnung ergibt gegenüber Holland 312 und gegen- 
über Dänemark 360 Millionen Franken. 

An die Feststellung dieses Resultates knüpft 
Prof. Laur u. a. foleende Bemerkungen: 

Wenn auch verschiedene Umstände diese Preis- 
differenz bedingen, so bildet sie doch einen guten 
Masstab für die gewaltige Bedeutung der milchwirt- 
schaftlichen Organisation und der Käseunion für die 
schweizerische Landwirtschaft. 

Was nach dem 31. Juli 1925 kommen wird, wis- 
sen wir nicht. Es wird in erster Linie von der 
Bauersame abhängen. Ist es möglich, die Produzen- 
ten zu verpflichten, dass sie den Käse nur an die 
Milchverbände abliefern und sich auch sonst den 
Vorschriften der Verbände fügen, dann wird man die 
Organisation beibehalten können. 


Internationaler Genossenschaftsbund 


Die Vertretung in den Kommissionen der Welt- 
wirtschaftskonierenz. Das «Int. Genossenschafts- 
bulletin» verweist auf die genossenschaftliche Vertre- 
tung auf der Weltwirtschaitskonferenz, welche be- 
kKanntlich wichtige Beschlüsse gefasst hat. Als eine 
Massnalıme zur praktischen Durchführung dieser 
Resolutionen wurde beschlossen, auf der Grundlage 
des Vorbereitenden Ausschusses eine beratende Kom- 
mission mit dem Auftrag einzusetzen, die weitere 
Entwicklung der Lösungen dieser wirtschaftlichen 
Fragen zu verfolgen und die Durchführung, wo im- 
mer es möglich sei, zu erleichtern. 

Natürlich wollte der Internationale Genossen- 
schaftsbund auch weiter an dieser Arbeit beteiligt 
sein und die Beziehungen zu der Instanz aufrechter- 
halten, die den Auftrag erhalten hatte, die internatio- 
ralen Wirtschaftsprobleme zu lösen. Deshalb wurden 
verschiedene genossenschaftliche Zentralen bei dem 
Völkerbund vorstellig. 

In der offiziellen Antwort aus Genf heisst es: 
«Es ist leider nicht möglich gewesen, dem Internatio- 
nalen Genossenschaftsbund das Recht einzuräumen, 
ein Mitglied des Beratenden Ausschusses zu bestim- 
men.» In dem Schreiben wird weiter gesagt, dass 
der Völkerbund bei der Auswahl der Kommissions- 
mitglieder drei Personen eingeschlossen habe, die die 
genossenschaftliche Organisation auf internationalem 
Gebiet sowohl als auch in den einzelnen Ländern be- 
sonders gut aus Erfahrung kennen, und dass der Völ- 
kerbundsrat den Präsidenten der Beratenden Kom- 
mission gebeten habe, sieh zu überlegen, wie die 
Kommission sich die Mitarbeit des Internationalen 
Genossenschaftsbundes am besten sichern könne. 

Die Ablehnung des Gesuches um direkte Vertre- 
tung wird einigermassen dadurch ausgeglichen, dass 
der Präsident des I. G. B., Herr Tanner, zusammen 
mit den beiden genossenschaftlichen Führern, die 
auch dem Vorbereitenden Ausschuss angehörten, 
nämlich Herrn Anders Oerne und Frau Freundlich, 
auch in den neuen Ausschuss mit einbezogen worden 
ist. Frau Freundlich steht ausserdem auch wieder 
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auf der amtlichen Liste als Vertreterin der Frauen- 
organisationen. 

Natürlich kann man noch hoffen, dass sich auch 
Mittel und Wege für eine offizielle Mitarbeit des 
1. G. B. in der genannten Kommission finden lassen. 
Wenn sich diese Gelegenheit bietet, dann wird der 
1. G. B. die Pflicht haben, sich nach bestem Wissen 
und Gewissen an der Arbeit zu beteiligen. Inzwischen 
muss der Bund weiter verlangen, dass er grundsätz- 
lich in den Behörden vertreten ist, deren Aufgabe die 
Lösung internationaler Wirtschaftsfragen ist, um so 
seine Fähigkeit, praktisch zu helfen, wirksam zu be- 
weisen. 


Bewegung des Auslandes 


Deutschland. 


Die Konsumgenossenschait Berlin und Um- 
gebung. Es war im Jahre 1899, als die Arbeiter- 
schaft Berlins daranging, sich vom privaten Handel 
und dessen unsozialen Auswirküngen unabhängig zu 
machen. 386 Konsumenten waren es, die unter Spott 
und Hohn der bürgerlichen Welt in der Swine- 
münderstrasse ihren eigenen Laden eröffneten. Die 
Geschäftsanteile figurierten mit der bescheidenen 
Summe von 3861 Mark, an Umsatz wurden im ersten 
Berichtsiahr 50,490 Mark ausgewiesen. Im zweiten 
Geschäftsjahre eröffnete man zwei neue Verteilungs- 
stellen; Mitgliederstand, Geschäftsanteile und Um- 
satz verdreifachten sich. Die Konsumgenossenschaft 
Berlin schloss mit dem abgelaufenen Berichtsjahr 
1926/27 das 28. Jahr ihres Bestandes. Der Jahres- 
bericht gibt ein eindruckvolles Bild dessen, was eine 
organisierte und von der Idee der Genossenschaft 
durchdrungene Konsumentenschaft zu schaffen ver- 
mag. 

Als Masstab für das Folgende möge festgestellt 
werden, dass die Genossenschaft heute rund 128,000 
Mitglieder zählt. Ein Zehntel der Berliner Haushal- 
tungen wird durch sie versorgt. Im Jahre 1925 wur- 
den rund 2600 neue Mitglieder aufgenommen, 1926 
11,300 und im verflossenen Berichtsiahre 20,700. 
Die Reinigung der Mitgliederlisten von den «Kon- 
iunkturpiraten» war eine durchgreifende. Nahezu 
53,000 Mitglieder, die ihre genossenschaftliche Pflicht 
nicht erfüllten, sind im Verlaufe der letzten zwei 
Jahre ausgeschlossen worden. Als ein schönes Zei- 
chen des Interesses der Frauen an der Genossen- 
schaft ist zu werten, dass die Frauen 50 Prozent des 
gesamten Mitgliederbestandes ausmachen. 

Das Berichtsiahr 1926/27 brachte einen Gesamt- 
umsatz von rund 40 Millionen Mark. Bei einem Stei- 
gen des Lebenshaltungsindexes vom Juli 1926 bis 
Juli 1927 um 5,7% konnte die Genossenschaft einen 
Mehrumsatz von 22,9% oder von 7,596,000 Mark 
gerenüber dem Vorjahr verzeichnen. Der Durch- 
schnittsumsatz pro Mitglied betrug 1924/25 300 Mark, 
1925/26 326 Mark und 1926/27 429 Mark. Betrachten 
wir die Zunahme der Verteilungsstellen, so ergibt 
sich folgendes Bild: 1899, wie schon erwähnt, eine 
Verteilungsstelle, nach 10 Jahren zählte man 60, 1920 
waren es schon 140 und der Bericht über 1926/27 
weist 214 aus. Gegenwärsig wird die Eröffnung von 
etwa 10 weiteren Verteilungsstellen vorbereitet. 

Die Genossenschaft betreibt auch eine stattliche 
Anzahl von lokalen Eigenproduktionsstätten. Im 
letzten Berichtsiahr wurde ihr eine Wurstfabrik an- 
gegliedert, welche einen mengenmässigen Umsatz 
von rund 563,000 Kilogramm zeitigte. Die Bäckerei 
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verarbeitete 15 Millionen Kilogramm Mehl; der letzte 
Jahresumsatz beläuft sich auf 9,480,000 Mark. Gegen- 
über dem Voriahr ist eine Umsatzvermehrung von 
26,2% zu verzeichnen. An ferneren Eigenbetrieben 
sind zu nennen eine Konditorei, eine Mineralwasser- 
fabrik und eine Kaffeerösterei. Der gesamte Waren- 
transport wird von 55 Lastautomobilen bestritten. 

Der Spareinlagenstand der Mitglieder erreicht 
am Schluss des Berichtsiahres den imposanten Be- 
trae von rund 15,929,000 Mark. Wieder mit dem 
Voriahr verglichen, ist eine Zunahme von 57,34% 
festzustellen. Von den gesamten Spareinlagen sind 
etwa 66% flüssig angelegt. 

Zum Schluss noch ein paar Zahlen aus der Bi- 
lanz: Bei einer Bilanzsumme von rund 24,074,000 
Mark sind 1,729,000 als Geschäftsanteile, 1,514,000 
als Reserven und als zinsbar angelegte Gelder 
11.263,000 Mark ausgewiesen. 


Italien. 

Eine grosse genossenschaftliche Ausstellung. 
Aus italienischen Zeitungsmitteilungen ersehen wir, 
dass im laufenden Jahre eine faszistische Gienossen- 
schaftsausstellung stattfinden soll. Es ist interessant 
zu erfahren, wie diese Ausstellung begründet wird. 
Wir bringen deshalb zur Orientierung unserer Leser 
den nachfolgenden Artikel im Wortlaut zum Ab- 
druck, lediglich ä titre de document, ohne selbst zu 
dessen Inhalt Stellung zu nehmen. Den Artikel ent- 
nehmen wir dem «L’Asselto», Bologna; verfasst ist 
er von Ugo Melloni: 

«Die Regierung hat beschlossen, am 28. Ok- 
tober 1928 in Rom eine Landesausstellung des Ge- 
nossenschaftswesens feierlich zu eröffnen. Dieser 
Tag, der an den grossen faszistischen Sieg, sowie an 
den Beginn einer neuen Zeit der ruhigen, gedeih- 
lichen Arbeit, des Friedens und der Eintracht, des 
starken Willens, des festen Glaubens an die Zukunft 
des Vaterlandes erinnert, gibt dem an und für sich 
schon wichtigen Ereignis noch eine besondere Note. 
Diese Ausstellung wird eine eindrucksvolle Kund- 
gebung der Produktions-, Arbeits- und Verbrauclhs- 
kräfte sein und in der wohltuenden Atmosphäre des 
Genossenschaftswesens eine bedeutsame Triebfeder 
zur wirtschaftlichen Wiederherstellung des Landes 
darstellen. 

Der Faszismus hat bis zur Stunde schon vieles 
geleistet zum Aufbau und zur Verbesserung des ita- 
lienischen Genossenschaftswesens. Die Genossen- 
schaften wurden seinerzeit durch den Liberalismus, 
den Sklaven des Sozialismus, ungünstig beinflusst. 
Als der Faszismus in den Jahren 1920/21 an das 
grosse Sanierungswerk ging, stand er Organisatio- 
nen gegenüber, die dem äusseren Anschein nach 
friedlich und jeder politischen Bewegung fernste- 
hende Unternehmungen waren. Allein die helden- 
mütigen Jünglinge, die den Feind in seinen geheim- 
sten Verstecken aufstöberten, machten bald die Fest- 
stellung, dass gerade in den Bureaux, den Ver- 
kaufsläden und Lagerhäusern der grösseren Genos- 
senschaften die gefährlichsten Führer der bolsche- 
wistischen Bewegung sich eingenistet hatten und 
so wurden sie gezwungen, deren Festungen zu zer- 
stören. 

Dieser ersten gewaltsamen und stürmischen 
Aktion musste notwendigerweise eine Zeit der ru- 
higen und überlegenden Auslese, sowie der sorg- 
fältigen Prüfung und gewissenhaften Kontrolle durch 
die faszistische Regierung folgen. 

Dieses schwierige und manchmal auch müh- 
same Werk wurde in stiller zäher Arbeit vollbracht 


und fand seinen praktischen Abschluss in der Grün- 
dung des «Ente Nazionale della Cooperazione». 
Durch diese Oberorganisation werden nunmehr die 
lokalen Genossenschaften zusammengehalten, unter- 
stützt, verteidigt, geleitet und überwacht. Die Ge- 
nossenschaftsbewegung schloss sich dem korporati- 
ven Staat an und wurde dadurch dessen mächtige 
und tätige Mitarbeiterin in allen schwierigen Käm- 
pfen, die u. a. den Zweck verfolgen, die Nationalwirt- 
schaft zu befestigen und die Produktion zu fördern. 

Das Sanierungswerk konnte nur dadurch zum 
glücklichen Abschluss gebracht werden, dass die 
lebensunfähigen, kranken und verseuchten Organe 
vorerst amputiert wurden. Alle diejenigen Genos- 
senschaften, die nur auf Kosten von Privilegien leben 
und gedeihen konnten, oder die notorisch die Staats- 
kassen aussogen, indem sie ihre Führer mit öffent- 
lichen Geldern ausstatteten, kurz alle Schmarotzer- 
organisationen mussten verschwinden. 

Wir wollen damit nicht sagen, dass das Genos- 
senschaftswesen durch den Staat keine vernünftige 
Unterstützung erfahren dürfe. Der Regierungschef 
hat feierlich erklärt, dass das Genossenschaftswesen 
eine solche Unterstützung erwarten dürfe. Dagegen 
sollen die Genossenschaften nicht allein auf die 
Staatshilfe rechnen, sondern sie müssen in erster 
Linie aus eigener Kraft zu leben verstehen. Was 
der Staat dem Genossenschaftswesen leiht, muss 
verfünffacht, verzehnfacht und verhundertfacht wie- 
der dem Staate zufliessen in Form einer sozialen 
und wirtschaftlichen Stärkung der breiten Volks- 
massen. Nur auf diese Weise kann das Genossen- 
schaftswesen dem Lande nützlich und segensreich 
dienen. 

An der grossen Ausstellung dieses Jahres wer- 
den daher nur die gesunden, lebensfähigen, gut orga- 
nisierten und gut verwalteten Genossenschaften ver- 
treten sein. Und die Veranstaltung soll ein eklatan- 
ter Beweis dafür werden, dass der Faszismus kein 
Feind des Genossenschaftswesens ist, dass er ihm 
vielmehr beisteht, es schützt und ihm hilft.» 

* - * 


Nach dem Vorstehenden ist es gewiss von In- 
teresse, einiges über de Regelung des Pri- 
vathandelsin Italien zu vernehmen. 

Vor einigen Tagen veröffentlichte die Vereini- 
gung der italienischen Kammern für Handel und In- 
dustrie» (Unione delle Camere di Commercio e In- 
dustria italiane) im Zusammenhang mit ihrem oft 
sehr kritischen Kommentar die gesamten Bestim- 
mungen für den Privathandel in Italien, wie sie 
durch die Gesetze und Dekrete vom 16. und 31. De- 
zember 1926 und die Zusätze des letzten Jahres im 
ganzen Lande in Kraft traten. Gleich der erste Ar- 
tikel des Gesetzes fordert, dass jeder Händler, der 
in direkte Beziehungen zum Publikum tritt, beim 
Staate um eine Lizenz einzukommen hat. Auf 
Empfehlung der Gemeindebehörden kann ihm dann 
die Lizenz erteilt werden, jedoch nicht vor Leistung 
einer Kaution von 500-5000 Lire. Von der Li- 
zenzerlangung und der Kautionsleistung darf kein 
Händler befreit werden. Die Minimalkaution von 
500 Lire ist bei Beginn eines Privathandels zu be- 
zahlen, da ia zu dieser Zeit der Jahresertrag noch 
nicht bekannt ist; dann aber — und dies gilt nament- 
lich für die schon bestehenden Unternehmen — er- 
höht sich die Kaution im Verhältnis zum Jahresein- 
kommen: Bis zu einem Einkommen von 5000 Lire 
sind 500 Lire zu deponieren, bei einem Einkommen 
von 5—10,000 Lire 15 Prozent, bei 10—20,000 Lire 
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20 Prozent, bei Einkommen über 20,000 Lire das 
Maximum von 5000 Lire. Ein Geschäftshaus mit Fi- 
lialen hat für iede Filiale eine besondere Kaution zu 
stellen. Lizenz und Kaution werden unter andern 
auch vom Hotelier, Geldwechsler und Liegenschafts- 
agenten gefordert. 

Zur Erlangung der Lizenz wird ein amtlicher 
Legitimationsausweis gefordert; sie wird all denen 
verweigert, die eine Gefängnisstrafe von über 
drei Jahren hinter sich haben, olıne wieder in den 
Besitz der bürgerlichen Rechte gelangt zu sein; im 
weiteren: polizeilich überwachten oder gemalınten 
Personen, sowie Leuten, die sich gegen die Sicher- 
heit des Staates oder durch gewalttätige Handlungen 
gegen ihre Mitmenschen vergingen; dann aber auch, 
wenn nach Ansicht einer besonderen Prüfungskom- 
mission im Verhältnis zu der Einwohnerzahl einer 
(Gemeinde für eine Neugründung kein Bedürfnis be- 
steht. Die Eröffnung neuer Bars, Cafes, Wirtschaf- 
ten, Konditoreien und Ballsäle ist überhaupt verbo- 
ten, und auch den bisherizen Inhabern solcher Lo- 
kalitäten kann die Lizenz entzogen werden, wenn sie 
sich ein sittliches Vergehen zuschulden kommen 
liessen. x. 

Besonders streng sind die Vorschriften für den 
Handel mit Lebensmitteln. In Ueberein- 
stimmung mit den Provinzialwirtschaftsräten ist die 
Kommission berechtigt, die Detail-Verkaufspreise 
der hauptsächlichen Lebensmittel festzusetzen. Die 
Wiederverkäufer sind gezwungen, durch Täfelchen 
in den Schaufenstern das Publikum mit den unver- 
änderlichen Preisen bekannt zu machen. Preisüber- 
treibungen oder Rückhalt von Lebensmitteln aus 
dem öffentlichen Markte zur Realisierung wucheri- 
scher Absichten wird u. a. mit dem sofortigen Ent- 
zug der Händlerlizenz bestraft. Die beschlagnahmte 
Kaution verfällt dann zu zwei Dritteln dem Staate, 
zu einem Drittel der Gemeinde, die daraus zum Teil 
die Prämien für die Anzeiger (agenti scopritori) zu 
entrichten hat. 

Die Kommissionen für die Lizenzerteilungen etc. 
werden in ieder einzelnen Gemeinde gebildet. Sie 
setzen sich zusammen aus dem Podestä (Bürger- 
meister), zwei Kaufleuten (Mitgliedern der Handels- 
syndikate) und zwei Vertretern der Handelssyn- 
dikate. 


Aus unserer Bewegung 


Rupperswil. Endlich nach vierjährigem Unterbruch fand am 


14. Januar 1928 wieder ein «Konsumabend» statt. Die Beteili- 
gung der Mitglieder war eine sehr gute. Ueber 320 Personen, 
Männlein und Weiblein, nahmen daran teil und freuten sich an 
dem zur Abwicklung kommenden Programm. Das Theaterstüc! 
«Allergattig Bsuech bim Konsumverwalter» brachte neben sei- 
nem humorvollen Inhalt doch noch so manche gute Lehre zum 
Ausdruck, dass die Mitglieder einiges mit nach Hause nehmen 
konnten — zur Verwirklichung im Alltag. Die andern Theater- 
stückli, z.B. «Die neu Stundezehlig”, oder «Wie d’Frau Gnägi 
es Dienstmaidli gfunde het» usw. usw. waren ganz humoristi- 
scher Art. In den Zwischenpausen sorgte eine rassige Tanz- 
musik (wie man jetzt sagt) für Abwechslung, leider konnten 
aber die Tanzlustigen anfänglich nicht ganz auf ihre Rechnung 
kommen, denn der zur Verfügung stehende Platz war sehr be- 
schränkt. An Gesang- und Musikeinlagen fehlte es nicht und 
für das leibliche Wohl wurde auch gesorgt und um 11 Uhr ein 
Schüblig mit Sauerkraut serviert, was trefflich mundete. Na- 
türlich verursacht eine solche Veranstaltung auch nicht geringe 
Unkosten, und um diesen Posten ein wenig zu schmälern, hatten 
wir noch eine Tombola veranstaltet. Auch verkauften wir das 
Gebäck selbst, was wieder eine Propaganda für unsere Genos- 
senschaftsbäckerei bedeutete und uns zugleich noch etwas ein- 
trug. In den frühen Morgenstunden, als es mehr Platz zum 


Tanzen gab, sollten dann die Alten auch davon profitieren; 
deshalb wurde ein Extratanz nur für sie arrangiert, Die jüngere 
Generation konnte dann beim Tanz noch ganz auf ihre Rech- 
nung kommen, bis der schöne Konsumfamilienabend nahe beim 
Morgengrauen seinen Abschluss fand. 

Die Söhne und Töchter unserer Mitglieder, welche sich 
bereitwilligst zur Verfügung gestellt haben, um all die «Theaterli» 
etc. etc. zu lernen, sowie der Bärenwirt, der es an nichts man- 
geln liess, verdienen es, dass ihnen gedankt wird. Durch den 
Familienabend wurde wieder gezeigt, dass mit rechter Zu- 
sammenarbeit vieles geleistet werden kann. M.H, 


Versicherungsanstalt schweiz. Konsumvereine 


Sitzung des Aufsichtsrates 
vom 5. Februar 1928. 

Der Aufsichtsrat der Versicherungsanstalt 
schweiz. Konsumvereine versammelte sich Sonn- 
tag, den 5. Februar 1928, vormittags, im Freidorf 
zur Behandlung verschiedener Traktanden, insbe- 
sondere zur Besprechung des Jahresberichtes und 
der Jahresrechnung per 31. Dezember 1927. 

Vorerst konnte der Konsumverein Winterthur, 
der mit Wirkung ab 1. Januar 1928 sein gesamtes 
männliches Personal auch gegen Hinterlassenenfür- 
sorge versicherte, in die Hinterlassenenversicherung 
aufgenommen werden. 

Der Jahresbericht und die Jahresrechnung pro 
1927 wurden behandelt und zur Weiterleitung an die 
Generalversammlung vom 1. April 1928, vormittags 
10%» Uhr, im Volkshaus (Unionssaal, II. Stock) in 
Bern, genehmigt. 

Die Zahl der Kollektivmitglieder hat sich im ver- 
flossenen Jahre von 64 auf 67 erhöht. 31 haben 
neben der Invalidenversicherung auch die Hinter- 
lassenenversicherung eingeführt. Bei der Invaliden- 
versicherung sind 3540 Personen aufgeführt. Von 
den 2043 männlichen Angestellten gehören 1628 auch 
der Hinterlassenenversicherung an. An Pensionen 
und Sterbegeldern gelangten im Berichtsiahre Fran- 
ken 566,025.90 zur Auszahlung, rund Fr. 95,000.— 
mehr als im Voriahre. Auf Ende Dezember 1927 
zählte die Versicherungsanstalt 284 Pensionierte der 
Invalidenversicherung und 48 Pensionierte der Hin- 
terlassenenversicherung. Die ordentlichen Einnah- 
men an Eintrittsgeldern, Einkaufssummen und Nach- 
zahlungen auf Besoldungserhöhungen, sowie für 
Prämien beliefen sich auf Fr. 1,993,033.85. Die ein- 
genommenen Kapitalzinsen erreichten den Betrag 
von Fr. 1.216,423.50. Das versicherungstechnische 
Deckungskapital beläuft sich auf Fr. 26,148,070.35. 

Der Aufsichtsrat beschloss sodann einen Antrag 
an die Generalversammlung betreffend Aenderung 
der $$ 30 und 31 der Statuten, wonach das bisherige 
Austrittsgeld von 80% auf 60%, mit Rückwirkung 
auf 1. Januar 1927, ermässigt wird, wogegen aber 
bei Berechnung des Austrittsgeldes auch die nach 
$ 33 geleisteten ausserordentlichen Zahlungen (Bei- 
träge an das versicherungstechnische Defizit auf 
Ende 1926) in Betracht gezogen werden. 

Der Aufsichtsrat befasste sich im weitern mit 
einer grösseren Anzahl Aufnahmebegehren von Per- 
sonen, deren Gesundheitszustand als mittelmässig 
bezeichnet werden musste. 

Der Jahresbericht und die Rechnung der Ver- 
sicherungsanstalt befinden sich „gegenwärtig im 
Drucke und werden sofort nach Fertigstellung den 
Mitgliedern zugestellt werden. 


Sitzung des Aufsichtsrates 


vom 28. Januar 1928. 

In der Sitzung vom 28. Januar 1928 behandelte 
der Aufsichtsrat nebst den üblichen Traktanden den 
Jahresbericht und die Jahresrechnung pro 1927 und 
genehmigte diese zuhanden der Generalversamm- 
lung, welche auf Sonntag, den 15. April 1928, vor- 
mittags 10%» Uhr, ins Restaurant «Du Pont», nach 
Zürich einberufen wird. 

Die Anteilscheine werden pro 1927 mit 5% ver- 
zinst. Der Reingewinn, der pro 1927 Fr. 101,354.63 
beträgt, wird wie folgt verwendet: Fr. 100,000.— 
werden dem Amortisationskonto gutgeschrieben und 
der Rest von Fr. 1354.63 auf neue Rechnung vorge- 
tragen. 

Eine weitere Abschreibung am Liegenschaften- 
konto im Betrag von Fr. 131,243.15 wurde dadurch 
ermöglicht, dass ein Stück Land mit einer darauf 
stehenden alten Scheune an die Löwenbräu Zürich 
A.-G. verkauft werden konnte. 

Der gedruckte Bericht nebst der Tagesordnung 
für die Generalversammlung wird im Laufe der 
nächsten Wochen in gewohnter Anzahl den Mitelie- 
dern zugestellt. 
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EINLADUNG 


zur 


XVI. ordentl. Generalversammlung 


In Ausübung des $ 25 der Genossenschaftssta- 
tuten macht der Unterzeichnete hiermit bekannt, dass 
der Aufsichtsrat beschlossen hat, die diesjährige 
ordentliche Generalversammlung auf 


Sonntag, den 15. April 1928 


vormittags 10'> Uhr, in das Restaurant du Pont, I. St., 
in der Nähe des Hauptbahnhofes in Zürich, 
einzuberufen. 
Die Tagesordnung ist 
gesetzt worden: 

. Abnahme des Protokolls der XV. ordentlichen Ge- 
neralversammlung vom 20. März 1927. 

. Abnahme des Berichts und der Rechnung über 
das Jahr 1927. 

. Wahl von fünf Mitgliedern des Aufsichtsrates für 
die Amtsdauer bis zur ordentlichen Generalver- 
sammlung 1931. 

(Abgelaufen ist die Amtsdauer der Herren R. 
Bolliger-Basel, H. Manz-Frauenfeld, J. Müller- 
Schaffhausen, J. Schlumpf-Bern, J. Stöckli-Erst- 
feld.) 

. Wahl eines Mitgliedes des Aufsichtsrates an Stelle 
des zurücktretenden Herrn B. Enderli-Zürich. 

5. Wahl von drei Revisoren. 

. Verschiedenes. 

Die Delegierten haben sich über ihre Stimm- 
berechtigung schriftlich auszuweisen. 


Der Präsident des Aufsichtsrates: 
E. Angst. 


folgendermassen fest- 


Aus den Verhandlungen der Sitzung der Verwaltungskommission 
vom 3. Februar 1928. 


l. Der Kreisverband IXb (Vereine des Kantons 
Graubünden) hat seine diesjährige Frühiahrskonfe- 
renz auf Sonntag, den 13. Mai 1928 in Landquart an- 
gesetzt. 

Die Verwaltungskommission ersucht die Kreis- 
vorstände, die bis heute bezüglich Festsetzung der 
diesjährigen Frühjahrskonferenzen noch nicht berich- 
tet haben, die Ansetzung der Versammlungen nun 
möglichst bald zu beschliessen und die Verwaltungs- 
kommission von Ort und Zeitpunkt der Konferenzen 
zu benachrichtigen. 

2. Einer Statutenänderung der Societ& coop. de 
consommation de la paroisse Le Brassus wird zu- 
gestimmt. 


Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt 


Nachfrage. 


(jrösserer Konsumverein in der Ostschweiz sucht per Ende 
Februar/anfangs März tüchtigen, mit dem Genossenschafts- 
wesen vertrauten bilanzsichern Verwalter. Offerten mit 
genauen Angaben über bisherige Tätigkeit, Zeugnisabschriften, 
Referenzen und Gehaltsansprüchen sind unter Chiffre Z. 28 an 
den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel einzusenden. 


Angebot. 


hef-Magaziner, 30 Jahre alt, aus der Lebensmittelbranche, 

sucht dauernden Vertrauensposten als Magaziner-Depot- 
halter-Verwalter. Sprachenkenntnisse, kautionsfähig. Prima 
Zeugnisse und Referenzen. Offerten erbeten unter Chiffre 
K. A. 19 an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


ehrtochter. Wir suchen für eine 25jährige Tochter aus 

guter Familie eine Stelle als Lehrtochter in Konsumverein. 
Genannte ist gute Rechnerin, sehr zuverlässig und treu und an 
exaktes Arbeiten gewöhnt. Offerten sind zu richten an K. Dill, 
Konsumverwalter, Kloten (Zürich). 


Jensen, tüchtiger Konditor, 24 Jahre alt, der in Grossbetrieben 
selbständig gearbeitet hat, sucht Stelle. Offerten sind zu 
richten an den Präsidenten E. Müller, Konsumverein Männedorf. 


Titige, gewandte Tochter sucht Stelle als Verkäuferin auf 

I. April in Lebensmittelgeschäft, event. auch in Mercerie- 
Bonneterie. Zeugnis über langjährige Tätigkeit steht zu 
Diensten. Offerten unter Chiffre J. B. 24 an den Verband 
schweiz. Konsumvereine in Basel. 


| starker Mann, 22 Jahre alt, der eine 3jährige Lehrzeit 
als Elektriker absolviert hat, sucht Stelle als Hilfsmagaziner 
oder Magaziner. Zeugnisse und Referenzen zu Diensten. 
Offerten gefl. an W. Schudel, Papiermühle. 


hrlicher, zuverlässiger Chauffeur, 27 Jahre alt, sucht 

dauernde Anstellung in einer Konsumgenossenschaft als 
Chauffeur oder Magaziner. In allen Branchen vertraut. 
Gute Zeugnisse vorhanden. Deutsch und französisch sprechend. 
Offerten unter Chiffre Ch. T. 27 an den Verband schweiz. 
Konsumvereine in Basel. 


2, Jünglinge, 19 und 20 Jahre alt, mit Diplom der Handels- 
abteilung der Kantonsschule zu Pruntrut, suchen auf Früh- 
ling 1928 passende Stelle in der Verkaufsbranche behufs Ver- 
vollkommnung in der deutschen Sprache. Mässiger Anspruch. 
Referenzen stehen zur Verfügung. Anmeldungen unter Chiffre 
B. P. 29 an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Redaktionsschluss: 9. Februar 1928. 
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Versicherungsanstalt schweiz. Konsumvereine 


XX. ordentlichen Generalversammlung auf 


Einladuns zur XX. ordentlichen eneralversammlund. 


Die Mitglieder der Versicherungsanstalt schweiz. 
Konsumvereine werden hiermit zur Teilnahme an der 


Sonntag. den 1. April 1928, vormittags 10'/. Uhr 
im Volkshaus (Unionssaal, Il. Stock) in Bern 


eingeladen. 


Die Tagesordnung ist vom Aufsichtsrat folgen- 
dermassen festgesetzt worden: 


r. 
2. 


. Wahl 


(Vorsitzender, 
Stimmenzähler). 


lung vom 10. April 1927. 


Festsetzung der Präsenzliste. 


Wahl des Bureaus gemäss $ 20 der Statuten 
Stellvertreter, 


Protokollführer, 


. Protokoll der Beschlüsse der Generalversamm- 


Behandlung und Genehmigung des Jahresberich- 
tes und der Jahresrechnung pro 31. Dezember 
1927. (Referent: Herr B. Jaeggi, Präsident der 
Verwaltungskommission des V.S.K.) 
Aenderung der $$ 30 und 31 der Statuten (An- 
träge siehe im Jahresbericht pro 1927, Seite 9/11). 


eines Mitgliedes des Aufsichtsrates an 


Stelle des gestorbenen W. Zeugin, Basel. 


. Allfälliges. 


Uebertrag 2474 


Basel, den 5. Februar 1928. 


Stimmenverteilung. 

Total 
V.S.K. Basel 442 

. Bank der Genossenschaften 
und Gewerkschaften, Basel 20 
. Volksfürsorge, Basel 7 
Möbelvermittlung, Basel 3 
Schuh-Coop, Basel 79 
M.S.K. Zürich 26 
S. G. G. Kerzers 1 
. Minoterie c. d. L&man, Rivaz 9 
Aadorf 3 
. Aarau 4 
. Arbon 27 
. Altdorf 2 
. Baden 26 
. Basel (A.C.V.beider Basel) 1253 
. Bellinzona 21 
. Bern 182 
. Bischofszell 4 
. Brig 3 
. Brugg 18 
. Buchs (Rhtl.) 6 
. Burgdorf 1 
. La Chaux-de-Fonds, S.d.c. 19 
. Chaux-de-Fonds, C.Reunies 207 
. Chur 50 
. Courrendlin 2 
. Delsberg 25 
. Frauenfeld 32 
. Freidorf 2 


Anteil des 
Vorstandes Personals 

332 110 
15 5 

7 ze 

S E= 
59 20 
26 u 

1 — 
5 4 

2 1 

3 1 
18 9 

1 1 
20 6 
627 626 
14 7 
132 50 
3 1 

3 _ 
12 6 
4 2 

1 un 
11 8 
104 103 
33 17 

1 1 
13 12 
21 11 
P) = 
1473 1001 


Total Anteil des 


Vorstandes Personals 
Uebertrag 2474 1473 1001 
29. Grabs 6 4 2 
30. Grenchen 6 4 2 
31. Genf 142 85 57 
32. Huttwil 7 4 3 
33. Interlaken 17 8 
34. Kreuzlingen 4 3 l 
35. Langenthal 12 8 4 
36. Langnau i.E. 3 2 l 
37. Lausanne 66 44 22 
38. Lenzburg, Bäck.-Gen. 3 2 1 
39. Liestal 21 13 [e} 
40. Luzern 131 66 65 
41. Menziken-Burg 3 2 1 
42. Neuenburg 54 38 16 
43. Niederbipp 5 3 2 
44. Niedergerlafingen 7 4 3 
45. Niederschönthal 12 8 4 
46, Olten 63 35 28 
47. Papiermühle 1 1 - 
48. Porrentruy 37 19 18 
49. Romanshorn 6 3 3 
50. Rorschach 32 21 11 
51. Rüti-Tann 13 7 6 
52. St. Georgen 5 4 1 
53. St. Imier 17 9 8 
54. Schaffhausen 22 15 7 
55. Solothurn 67 45 22 
56. Sonceboz “ 5 2 
57. Thun-Steffisburg 9 7 2 
58. Stein a. Rh. 2 1 1 
59. Uetendorf 1 1 _ 
60. Vallorbe 11 6 5 
61. Wädenswil, E.-V. 8 6 2 
62. Weinfelden 3 2 1 
63. Windisch 3 2 1 
64. Winterthur 82 41 al 
65. Worb 3 2 1 
66. Yverdon 16 8 8 
67. Zürich, L.V. 101 51 50 
68. Zug 2 1 l 
69. Einzelversicherungen 65 _ 65 
Total__3549 2064 1485 

(Die Zahl der berechtigten Stimmen beträgt 

3549. Das Stimmrecht des A. C. V. beider Basel 


musste gemäss $ 19, Absatz 3 der Statuten, von 
1464 auf 1253 reduziert werden.) 

Die vorstehend erwähnten Organisationen wer- 
den ersucht, dafür zu sorgen, dass bis zur General- 
versammlung die Delegierten sowohl der Verwaltung 
als auch des Personals gewählt werden und dass die 
an der Generalversammlung anwesenden Delegierten 
sich nicht nur über ihre Stimmberechtigung, sondern 
auch über die genaue Anzahl Stimmen, die jeder De- 
legierte abzugeben berechtigt ist, ausweisen können. 

Die durch die Teilnahme der Delegierten an der 
Generalversammlung entstehenden Auslagen fallen 
zu Lasten der einzelnen Mitglieder der Versicherungs- 
anstalt. 


Im Namen des Aufsichtsrates 
der Versicherungsanstalt schweiz. Konsumvereine 
Der Sekretär: 
E. O. Zellweger. 


Der Präsident: 


E. Angst. 


